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Spruch
A2 407.337-1/2009/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Filzwieser als Vorsitzenden und den Richter Dr. Druckenthaner als
Beisitzer Uber die Beschwerde des XXXX, StA. Staatenlos (Syrien), gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
10.06.2009, ZI. 09 00.333-BAG (Spruchpunkt 1), in nichtéffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat
durch den Richter Dr. Filzwieser als Vorsitzenden und den Richter Dr. Druckenthaner als Beisitzer Uber die Beschwerde
des romisch 40, StA. Staatenlos (Syrien), gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.06.2009, ZI. 09 00.333-BAG
(Spruchpunkt romisch eins), in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

In Erledigung der Beschwerde wird der Bescheid, soweit bekampft, behoben und die Angelegenheit insofern gemafis
66 Abs. 2 AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt
zurlickverwiesen.In Erledigung der Beschwerde wird der Bescheid, soweit bekampft, behoben und die Angelegenheit
insofern gemal’ Paragraph 66, Absatz 2, AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an
das Bundesasylamt zurtickverwiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:
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1. Der Verfahrensgang vor dem Bundesasylamt ergibt sich aus dem Verwaltungsakt des Bundesasylamtes. Der
Beschwerdefihrer, seinen Angaben nach ein staatenloser Kurde aus Syrien, stellte den gegenstandlichen Antrag auf
internationalen Schutz am 09.01.2009. Er wurde hiezu am selben Tag polizeilich erstbefragt und am 05.06.2009 in der
AuBenstelle Graz des Bundesasylamtes einvernommen. Als Fluchtgrund fuhrte er an, wegen Teilnahme an einer pro-
kurdischen Demonstration und wegen regimekritischer AuBerungen im Rahmen seiner Tétigkeit in der Landwirtschaft
(die arabische Arbeitskollegen den Behdérden gemeldet hatten) mit den Staatsorganen in Konflikt geraten zu sein. Im

Ubrigen sei er als staatenloser Kurde (Makhtoume) diskriminiert.

2. Mit Bescheid vom 10.06.2009 wies das Bundesasylamt den Asylantrag gemaf38 3 AsylG 2005 ab, sprach dem
Beschwerdeflhrer aber den Status des subsidiar Schutzberechtigten zu. Begriindet wurde dies in einem Absatz damit,
dass der Beschwerdefuhrer staatenloser Kurde sei und sich diese in einer schwierigen Phase befdnden. Sowohl die -
nicht naher spezifizierten - Ausfihrungen des Beschwerdefuhrers, wie auch die Berucksichtigung individueller ihn
betreffender Faktoren (Alter, Bildungsgrad, Berufsaustibung, Volksgruppe, Anknipfungspunkte, etc.) und die
derzeitige Lage in Syrien lieBen die Zuerkennung subsididren Schutzes geboten erscheinen. Die Fluchtgriinde wurden
dagegen im Wesentlichen wegen widerspruchlicher Darlegungen flr unglaubhaft erachtet.2. Mit Bescheid vom
10.06.2009 wies das Bundesasylamt den Asylantrag gemal Paragraph 3, AsylG 2005 ab, sprach dem
Beschwerdefiihrer aber den Status des subsidiar Schutzberechtigten zu. Begriindet wurde dies in einem Absatz damit,
dass der Beschwerdefuihrer staatenloser Kurde sei und sich diese in einer schwierigen Phase befdanden. Sowohl die -
nicht naher spezifizierten - Ausfihrungen des Beschwerdefuhrers, wie auch die Berucksichtigung individueller ihn
betreffender Faktoren (Alter, Bildungsgrad, Berufsausibung, Volksgruppe, AnknuUpfungspunkte, etc.) und die
derzeitige Lage in Syrien lieBen die Zuerkennung subsididren Schutzes geboten erscheinen. Die Fluchtgriinde wurden
dagegen im Wesentlichen wegen widerspruchlicher Darlegungen fiir unglaubhaft erachtet.

Zur Frage der Ruckkehrgefahrdung abgewiesener Asylbewerber enthdlt der Bescheid verschiedene Feststellungen, die
ein Bild lickenloser Kontrollen und fallweiser dartiber hinausgehender Festnahmen, etwa bei exilpolitischer Tatigkeit,
zeichnen.

3. Dagegen wurde rechtzeitig Beschwerde erhoben. Mit 03.01.2011 gelangte die gegenstandliche Beschwerdesache in
die Zustandigkeit der Gerichtsabteilung A2.

ll. Uber die fristgerecht erhobene Beschwerde hat der Asylgerichtshof in nicht &ffentlicher Sitzung wie folgt
erwogen:rémisch zwei. Uber die fristgerecht erhobene Beschwerde hat der Asylgerichtshof in nicht éffentlicher Sitzung
wie folgt erwogen:

1. Gemal? 88 73 und 75 des Bundesgesetzes Uber die Gewadhrung von AsylBGBI. | Nr. 100/2005 in der FassungBGBI. |
Nr. 135/2009 (im Folgenden: "AsylG 2005") ist dieses anzuwenden. Hinsichtlich des Verfahrens vor dem Asylgerichtshof
sind die einschlagigen Bestimmungen des AsylG 2005 und das Bundesgesetz Uber den Asylgerichtshof, BGBI. | Nr.
4/2008 in der FassungBGBL | Nr. 147/2008 (in Folge: "AsylGHG") sowie subsididar das Allgemeine
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBI. Nr. 51/1991 in der FassungBGBI. | Nr. 20/2009 (in Folge: "AVG")
anzuwenden. SchlieBlich war das Bundesgesetz Uber die Zustellung behdérdlicher Dokumente, BGBI. Nr. 200/1982 in
der Fassung BGBI. | Nr. 5/2008 (im Folgenden: ZustG) maRgeblich.l. Gemal} Paragraphen 73 und 75 des
Bundesgesetzes Uber die Gewahrung von Asyl, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 135 aus 2009, (im Folgenden: "AsylG 2005") ist dieses anzuwenden. Hinsichtlich des
Verfahrens vor dem Asylgerichtshof sind die einschldgigen Bestimmungen des AsylG 2005 und das Bundesgesetz tber
den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, in der Fassung BGBL rémisch eins Nr. 147 aus 2008,
(in Folge: "AsylGHG") sowie subsidiar das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus
1991, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 20 aus 2009, (in Folge: "AVG") anzuwenden. SchlieBlich war das
Bundesgesetz Uber die Zustellung behdérdlicher Dokumente, Bundesgesetzblatt Nr. 200 aus 1982, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 5 aus 2008, (im Folgenden: ZustG) maRgeblich.

GemaR § 9 Abs. 1 AsylGHG, BGBI. | Nr. 4/2008 in der geltenden Fassung entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten,
soweit eine Entscheidung durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich vorgesehen ist. GemaR
8 61 Abs. 3 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof Gber Beschwerden gegen zurlickweisende Bescheide nach den
88 4 und 5 AsylG 2005 und nach § 68 AVG durch Einzelrichter. Gemaf3 § 42 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof
bei Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung oder Rechtsfragen, die sich in einer erheblichen Anzahl von
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anhangigen oder in naher Zukunft zu erwartender Verfahren stellt, sowie gemal3§ 11 Abs. 4 AsylGHG, wenn im
zustandigen Senat kein Entscheidungsentwurf die Zustimmung des Senates findet durch einen Kammersenat. Im
vorliegenden Verfahren liegen weder die Voraussetzungen fur eine Entscheidung durch einen Einzelrichter noch die
far eine Entscheidung durch den Kammersenat vor.Gemal3 Paragraph 9, Absatz eins, AsylGHG, Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 4 aus 2008, in der geltenden Fassung entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, soweit eine Entscheidung
durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich vorgesehen ist. GemaR Paragraph 61, Absatz 3,
AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof Uber Beschwerden gegen zurlckweisende Bescheide nach den
Paragraphen 4 und 5 AsylG 2005 und nach Paragraph 68, AVG durch Einzelrichter. GemaR Paragraph 42, AsylG 2005
entscheidet der Asylgerichtshof bei Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung oder Rechtsfragen, die sich in einer
erheblichen Anzahl von anhangigen oder in naher Zukunft zu erwartender Verfahren stellt, sowie gemaR Paragraph 11,
Absatz 4, AsylGHG, wenn im zustandigen Senat kein Entscheidungsentwurf die Zustimmung des Senates findet durch
einen Kammersenat. Im vorliegenden Verfahren liegen weder die Voraussetzungen fir eine Entscheidung durch einen
Einzelrichter noch die fur eine Entscheidung durch den Kammersenat vor.

2. Gemal § 66 Abs. 2 AVG kann die Beschwerdeinstanz (kraft oben zitierter Bestimmung auch der AsylGH, es bestehen
diesbeziiglich keine materiellrechtlichen Sondernormen), so der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen
Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine
im Instanzenzug untergeordnete Behdrde zurlickverweisen.2. GemaR Paragraph 66, Absatz 2, AVG kann die
Beschwerdeinstanz (kraft oben zitierter Bestimmung auch der AsylGH, es bestehen diesbezlglich keine
materiellrechtlichen Sondernormen), so der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfiihrung oder
Wiederholung einer miindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen Bescheid beheben und die
Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine im Instanzenzug
untergeordnete Behorde zurtickverweisen.

Gemall Absatz 3 dieser Gesetzesstelle kann die Berufungsbehorde jedoch die mundliche Verhandlung und
unmittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchflihren, wenn hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden
ist.

Der Verwaltungsgerichtshof hat mit Erkenntnissen vom 21. November 2002, ZI.2002/20/0315 und ZI.2000/20/0084,
grundsatzliche Ausfuhrungen zur Anwendbarkeit des §8 66 Abs. 2 AVG im Asylverfahren im Allgemeinen und durch den
Unabhangigen Bundesasylsenat im Besonderen getdtigt, die auch auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof
Ubertragbar sind. Dabei hat er im letztgenannten Erkenntnis insbesondere ausgefiihrt:Der Verwaltungsgerichtshof hat
mit Erkenntnissen vom 21. November 2002, ZI. 2002/20/0315 und ZI.2000/20/0084, grundsatzliche Ausfiihrungen zur
Anwendbarkeit des Paragraph 66, Absatz 2, AVG im Asylverfahren im Allgemeinen und durch den Unabhangigen
Bundesasylsenat im Besonderen getatigt, die auch auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof Ubertragbar sind. Dabei
hat er im letztgenannten Erkenntnis insbesondere ausgefiihrt:

"Bei der Abwagung der fir und gegen eine Entscheidung gemaR§ 66 Abs. 2 AVG sprechenden Gesichtspunkte muss
namlich auch bertcksichtigt werden, dass das Asylverfahren nicht nur méglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner
Qualitdt hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug vorgesehen, der zur belangten Behdrde und somit zu einer
gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhangigen Instanz als besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens
fahrt (vgl. bereits das Erkenntnis vom 16. April 2002, ZI. 99/20/0430). Die der belangten Behorde in dieser Funktion
schon nach der Verfassung zukommende Rolle einer jobersten Berufungsbehorde' (Art. 129c 1 B-VG) wird aber
ausgehohlt und die Einrdumung eines Instanzenzuges zur bloBen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren
einem eininstanzlichen Verfahren vor der Berufungsbehorde nahert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das
Vorbringen sachgerecht einzugehen und brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhaltnisse im
Herkunftsstaat in das Verfahren einzufihren."'Bei der Abwagung der fir und gegen eine Entscheidung gemal
Paragraph 66, Absatz 2, AVG sprechenden Gesichtspunkte muss namlich auch bertcksichtigt werden, dass das
Asylverfahren nicht nur méglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner Qualitat hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug
vorgesehen, der zur belangten Behorde und somit zu einer gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhangigen
Instanz als besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens fuhrt vergleiche bereits das Erkenntnis vom 16. April
2002, ZI. 99/20/0430). Die der belangten Behdrde in dieser Funktion schon nach der Verfassung zukommende Rolle
einer ;obersten Berufungsbehorde' (Artikel 129 ¢, 1 B-VG) wird aber ausgehdhlt und die Einrdumung eines
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Instanzenzuges zur bloBen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren einem eininstanzlichen Verfahren vor
der Berufungsbehorde nahert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das Vorbringen sachgerecht einzugehen und
brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhaltnisse im Herkunftsstaat in das Verfahren einzufthren."

In Erkenntnis vom 17.10.2006 (Z12005/20/0459) hat der VWGH betont, dass eine Behebung nach§ 66 Abs 2 AVG nur
zuldssig ist, wenn eine weitere Verhandlung/Einvernahme erforderlich ist, was nicht der Fall ware, wenn die Mangel
des erstinstanzlichen Verfahrens durch schriftliches Parteiengehdr saniert hatten werden kdnnen.In Erkenntnis vom
17.10.2006 (ZI 2005/20/0459) hat der VWGH betont, dass eine Behebung nach Paragraph 66, Absatz 2, AVG nur zuldssig
ist, wenn eine weitere Verhandlung/Einvernahme erforderlich ist, was nicht der Fall ware, wenn die Mangel des
erstinstanzlichen Verfahrens durch schriftliches Parteiengehdr saniert hatten werden kdnnen.

3. Der Verwaltungsgerichtshof hat nun zusammengefasst in verschiedenen Erkenntnissen betont, dass eine
umfangreiche und detaillierte Erhebung des asylrechtlich relevanten Sachverhaltes durch die Verwaltungsbehérde
durchzufuhren ist. Im vorliegenden Fall ist dies in qualifizierter Weise unterlassen worden, dies aus folgenden
Erwagungen:

3.1. Im vorliegenden Bescheid ist zundchst nicht nachvollziehbar, wie das Bundesasylamt zum Schluss kommt, dass
dem Beschwerdefuhrer als Makhtoum subsididrer Schutz zuzuerkennen ist. Wie in der Verfahrenserzahlung
ersichtlich, ist die Begriindung kursorisch und lasst die einzelnen Erwagungen, die das Bundesasylamt geleitet haben,
nicht erkennen. Da dieser Teil des angefochtenen Bescheides nicht in Beschwerde gezogen worden ist, hatten weitere
Erwagungen dazu zu entfallen.

Das Bundesasylamt verkennt aber, wenn es den Beschwerdeflhrer als Makhtoum ohne weitere erkennbare
Qualifikationen subsididren Schutz gibt, dass damit die subsidiare Schutzgewahrung zu einem wesentlichen Teil auf
seine ethnische Zugehorigkeit in Verbindung mit einer (einzigen) bestimmten zusatzlichen Zuschreibung, namlich der
fehlenden Staatsangehdrigkeit, gestutzt wird. Damit ist es aber nicht mehr mdoglich, die Frage der Asylgewadhrung nur
noch mit der fehlenden Glaubwuirdigkeit des Beschwerdeflihrers in Bezug auf die angeblich in Syrien ihm
widerfahrenen Geschehnisse zu verneinen. Will man also die Meinung vertreten, dass der Beschwerdeflhrer zwar als
staatenloser Kurde subsididren Schutz erhalt, aber dass keine asylrelevante Verfolgung vorliegt, waren diesbeztglich
nahere Feststellungen Uber die tatsachliche Situation in Syrien fir Makhtoume (und die Motivation ihrer
Diskriminierungen) zu treffen gewesen, die aber in Bezug auf diese Frage dem angefochtenen Bescheid nicht zu
entnehmen sind.

3.2. Hinzu kommt entscheidend, dass der Asylgerichtshof mit Erkenntnissen vom 31.05.2011 (A2 263.280-0/2009/11E)
und vom 14.06.2011 (A2 258.961-0/2008/12E), bei grofitenteils vergleichbarer Kenntnislage zur Rickkehrsituation in
Syrien, wie in der Verfahrenserzahlung referiert, auf die Notwendigkeit der Abwdagung verschiedener
Geféhrdungsfaktoren hingewiesen hat. Eine solche zwingend notwendige Abwdgung hat aber aufgrund eines
entsprechenden individuellen Tatsachensubstrats zu erfolgen, das im vorliegenden Verfahren mit dem
Beschwerdefiihrer nicht hinreichend erhoben worden ist. Bereits daraus ergibt sich die Rechtswidrigkeit des
Bescheides.

Diese Frage ist namlich eben schon im Rahmen der Prifung der Asylgewdhrung von Relevanz. Kdme man zum Schluss,
dass dem Beschwerdefiihrer als einem Zugehdrigen einer bestimmten Gruppe von Ruckkehrern bereits mit
erheblicher Wahrscheinlichkeit durch das Faktum der Ruckkehr als abgewiesener Asylwerber, der Makhtoum ist, eine
staatsfeindliche regierungskritische Haltung unterstellt wiirde, so ware ihm eben deshalb Asyl zuzuerkennen und nicht
nur subsididrer Schutz. Um diese hier entscheidungsrelevante Frage klaren zu kdnnen, hatte es aber zusatzlicher
Feststellungen der Verwaltungsbehdrde und einer naheren Erérterung mit dem Beschwerdefihrer bedurft, was eben
nicht erfolgt ist. Dieser Mangel wird nicht dadurch geheilt, dass dem Beschwerdeflhrer ohnedies subsidiarer Schutz
zuerkannt worden ist, weil es hier um unterschiedlich zu prifende Rechtsinstitute geht.

3.3. Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner jlingsten Rechtsprechung eine ganzheitliche Wirdigung des
individuellen Vorbringens eines Asylwerbers unter dem Gesichtspunkt der Konsistenz der Angaben, der personlichen
Glaubwiurdigkeit des Asylwerbers und der objektiven Wahrscheinlichkeit seines Vorbringens, wobei letzteres eine
Auseinandersetzung mit (aktuellen) Landerberichten verlangt (VwGH vom 26.11.2003, ZI. 2003/20/0389). Aufgrund des
mangelnden Ermittlungsverfahrens des Bundesasylamtes - individuell unzureichende Feststellungen - hat das
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Bundesasylamt jedenfalls eine solche ganzheitliche Wirdigung des individuellen Vorbringens nicht vorgenommen, da
das Bundesasylamt dieses offensichtlich nicht anhand der konkret entscheidungsrelevanten aktuellen Situation
gewdrdigt hat.

Aus Sicht der Beschwerdeinstanz verstof3t das Prozedere des Bundesasylamtes somit gegen die vor8 18 AsylG 2005/8
28 AsylG 1997 determinierten Ermittlungspflichten. Der fir den Umfang der Ermittlungspflicht maRgebliche8 18 AsylG
2005 bestimmt namlich, dass die Asylinstanzen in allen Stadien des Verfahrens von Amts wegen durch Fragestellung
oder in anderer geeigneter Weise darauf hinzuwirken haben, dass die fur die Entscheidung erheblichen Angaben
gemacht oder lickenhafte Angaben Uber die zur Begrindung des Antrages geltend gemachten Umstande
vervollstandigt, die Beweismittel fur diese Angaben bezeichnet oder die angebotenen Beweismittel erganzt und
Uberhaupt alle Aufschlisse gegeben werden, welche zur Begrindung des Antrages notwendig erscheinen.
Erforderlichenfalls sind Beweismittel auch von Amts wegen beizuschaffen. Diese Rechtsnorm, die eine Konkretisierung
der aus § 37 AVGi.V.m. § 39 Abs. 2 leg. cit. hervorgehenden Verpflichtung der Verwaltungsbehdrde, den maRgeblichen
Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln und festzustellen ist, hat das Bundesasylamt in diesem Verfahren
missachtet.Aus Sicht der Beschwerdeinstanz verstdoRt das Prozedere des Bundesasylamtes somit gegen die von
Paragraph 18, AsylG 2005/8 28 AsylG 1997 determinierten Ermittlungspflichten. Der fur den Umfang der
Ermittlungspflicht maRgebliche Paragraph 18, AsylG 2005 bestimmt namlich, dass die Asylinstanzen in allen Stadien
des Verfahrens von Amts wegen durch Fragestellung oder in anderer geeigneter Weise darauf hinzuwirken haben,
dass die fur die Entscheidung erheblichen Angaben gemacht oder liickenhafte Angaben Uber die zur Begriindung des
Antrages geltend gemachten Umsténde vervollstandigt, die Beweismittel fir diese Angaben bezeichnet oder die
angebotenen Beweismittel ergdnzt und Uberhaupt alle Aufschlisse gegeben werden, welche zur Begriindung des
Antrages notwendig erscheinen. Erforderlichenfalls sind Beweismittel auch von Amts wegen beizuschaffen. Diese
Rechtsnorm, die eine Konkretisierung der aus Paragraph 37, AVG in Verbindung mit Paragraph 39, Absatz 2, leg. cit.
hervorgehenden Verpflichtung der Verwaltungsbehorde, den mal3geblichen Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln
und festzustellen ist, hat das Bundesasylamt in diesem Verfahren missachtet.

Es hatte jedenfalls im Sinne des§ 45 Abs 3 AVG auch einer Konfrontation der Partei mit dem (wie oben aufgezeigt)
amtswegig zu ermittelnden Sachverhalt und den diesbeziiglichen Beweismitteln bedurft. Den Parteien ist das Ergebnis
der behdrdlichen Beweisaufnahme in formlicher Weise zur Kenntnis zu bringen und ausdrucklich unter Setzung einer
angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, zu diesen Ergebnissen Stellung zu nehmen (VwWGH 05.09.1995, ZI.
95/08/0002), was nicht geschehen ist. Gegenstand des Parteiengehors sind samtliche Ergebnisse der Beweisaufnahme.
Auch soweit die Behdrde bestimmte Tatsachen als offenkundig behandelt, ist dies der Partei bekannt zu geben (VwWGH
17.10.1995, ZI.94/08/0269). Gemald der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwWGH 27.02.2003, ZI.
2000/18/0040) ist die Verletzung des Parteiengehdrs zwar saniert, wenn im Bescheid die Ergebnisse des
Ermittlungsverfahrens dargelegt werden und die Partei die Mdglichkeit hat, in ihrer Beschwerde dagegen Stellung zu
nehmen - Voraussetzung einer solchen Sanierung ist aber, dass in der verwaltungsbehordlichen Bescheidbegriindung
tatsachlich alle Beweisergebnisse dargelegt werden, da ansonsten die Beschwerdeinstanz das Parteiengehor
einrdumen mdisste  (VWGH  25.03.2004, ZI.2003/07/0062). Durch die oben dargestellte mangelhafte
Bescheidbegrindung ist dieses Erfordernis aber mit Sicherheit nicht erfillt.Es hatte jedenfalls im Sinne des Paragraph
45, Absatz 3, AVG auch einer Konfrontation der Partei mit dem (wie oben aufgezeigt) amtswegig zu ermittelnden
Sachverhalt und den diesbezlglichen Beweismitteln bedurft. Den Parteien ist das Ergebnis der behordlichen
Beweisaufnahme in férmlicher Weise zur Kenntnis zu bringen und ausdruicklich unter Setzung einer angemessenen
Frist Gelegenheit zu geben, zu diesen Ergebnissen Stellung zu nehmen (VwGH 05.09.1995, ZI. 95/08/0002), was nicht
geschehen ist. Gegenstand des Parteiengehors sind samtliche Ergebnisse der Beweisaufnahme. Auch soweit die
Behorde bestimmte Tatsachen als offenkundig behandelt, ist dies der Partei bekannt zu geben (VWGH 17.10.1995, ZI.
94/08/0269). Gemal der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwGH 27.02.2003, ZI.
2000/18/0040) ist die Verletzung des Parteiengehdrs zwar saniert, wenn im Bescheid die Ergebnisse des
Ermittlungsverfahrens dargelegt werden und die Partei die Moglichkeit hat, in ihrer Beschwerde dagegen Stellung zu
nehmen - Voraussetzung einer solchen Sanierung ist aber, dass in der verwaltungsbehordlichen Bescheidbegrindung
tatsachlich alle Beweisergebnisse dargelegt werden, da ansonsten die Beschwerdeinstanz das Parteiengehor
einrdumen mdusste  (VwWGH  25.03.2004, ZI.2003/07/0062). Durch die oben dargestellte mangelhafte
Bescheidbegriindung ist dieses Erfordernis aber mit Sicherheit nicht erfullt.
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4. Im gegenstandlichen Fall ist der angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes und das diesem zugrunde liegende
Verfahren im Ergebnis so mangelhaft, dass die Durchfihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung
unvermeidlich erscheint. Weder erweist sich der Sachverhalt in Verbindung mit der Beschwerde als geklart, noch ergibt
sich aus den bisherigen Ermittlungen sonst zweifelfrei, dass das potentiell asylrelevante Vorbringen des
Beschwerdefiihrers insgesamt nicht den Tatsachen entsprache oder andererseits jedenfalls eindeutig zur
Asylgewdhrung zu fihren hat. Im Gegenteil ist das Verfahren des Bundesasylamtes mit den unter Punkt 3 oben
dargestellten schweren Mangeln behaftet. Samtliche Erhebungen, welche grundsatzlich vom Bundesasylamt
durchzufuhren sind, waren demnach durch den Asylgerichtshof zu tatigen, sohin verbietet sich unter Berucksichtigung
der oben dargestellten Ausfihrungen des Verwaltungsgerichtshofes und unter Effizienzgesichtspunkten eine
Heranziehung des 8 66 Abs 3 AVG4. Im gegenstandlichen Fall ist der angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes und
das diesem zugrunde liegende Verfahren im Ergebnis so mangelhaft, dass die Durchfihrung oder Wiederholung einer
mundlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint. Weder erweist sich der Sachverhalt in Verbindung mit der
Beschwerde als geklart, noch ergibt sich aus den bisherigen Ermittlungen sonst zweifelfrei, dass das potentiell
asylrelevante Vorbringen des Beschwerdeflhrers insgesamt nicht den Tatsachen entsprache oder andererseits
jedenfalls eindeutig zur Asylgewahrung zu fihren hat. Im Gegenteil ist das Verfahren des Bundesasylamtes mit den
unter Punkt 3 oben dargestellten schweren Mangeln behaftet. Sdmtliche Erhebungen, welche grundsatzlich vom
Bundesasylamt durchzufihren sind, waren demnach durch den Asylgerichtshof zu tatigen, sohin verbietet sich unter
Berucksichtigung der oben dargestellten Ausfihrungen des Verwaltungsgerichtshofes und unter
Effizienzgesichtspunkten eine Heranziehung des Paragraph 66, Absatz 3, AVG.

5. Die Rechtssache war daher spruchgemaR an die Verwaltungsbehdérde zur neuerlichen Verhandlung und
Entscheidung zurtickzuverweisen. Das Bundesasylamt wird im fortzusetzenden Verfahren die dargestellten Mangel zu
verbessern haben - dazu wird insbesondere auf die Ausfuhrungen unter 3.2. und die Verbindlichkeit der darin zitierten
Judikatur verwiesen - wenn es nicht die Auffassung vertrate, dass jedem Makhtoum Asyl zu gewahren ware (dazu
bedirfte es aber einer genaueren Analyse der aktuellen Entwicklungen in diesem Zusammenhang in Syrien, wo es ja
zuletzt zu groRflachigen Zuerkennungen der syrischen Staatsburgerschaft an ehedem Staatenlose gekommen ist).

Schlagworte

Ermittlungspflicht, Kassation, mangelnde Sachverhaltsfeststellung
Zuletzt aktualisiert am

01.09.2011

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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